
 

  

S 1 AL 830/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Rheinland-Pfalz
Sozialgericht Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 830/99
Datum 20.02.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 AL 62/01
Datum 25.03.2003

3. Instanz

Datum -

1. Das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom 20.02.2001 â�� S 1 AL 830/99 â�� wird
aufgehoben, soweit es die Beklagte verurteilt hat, dem KlÃ¤ger Arbeitslosenhilfe
fÃ¼r die Zeit vom 01.01.1998 bis 02.02.1998 weiterzuzahlen. Insoweit wird die
Klage abgewiesen. Im Ã�brigen wird die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckgewiesen.
2. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in der
Berufungsinstanz. Die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in der ersten
Instanz trÃ¤gt die Beklagte zu 4/5.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte zu Recht die Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von
Arbeitslosenhilfe (Alhi) vom 03.02.1992 bis 02.02.1998 wegen fehlender
BedÃ¼rftigkeit aufgehoben hat.

Der 1938 in O /Marxstadt (Wolgadeutsche Republik) geborene KlÃ¤ger lebt seit dem
04.04.1990 in der Bundesrepublik Deutschland. Zusammen mit ihm sind seine
Ehefrau E H (geb. 1935), seine TÃ¶chter O H und I B sowie seine Eltern A H (geb.
1907) und A H (geb. 1910) eingereist. Der KlÃ¤ger und seine Familie sind als
Vertriebene i.S. des Bundesvertriebenengesetzes (BVFG) anerkannt. Mit Bescheiden
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vom 05.05.1990 wurden dem KlÃ¤ger und seiner Ehefrau sowie seinen Eltern
jeweils 9.000,00 DM (zusammen 36.000,00 DM) als EntschÃ¤digung fÃ¼r
auslÃ¤ndischen Gewahrsam nach Â§ 3 des
KriegsgefangenenentschÃ¤digungsgesetzes (KgfEG) ausgezahlt. Im Herbst 1990
zog der KlÃ¤ger mit seiner Ehefrau und seinen Eltern in Z in eine gemeinsame
Wohnung. Ein Bruder des KlÃ¤gers lebt ebenfalls in Z. Weitere Geschwister
existieren nicht. Der Vater des KlÃ¤gers bezog eine Rente der Bundesknappschaft,
die sich im MÃ¤rz 1992 auf monatlich 1305,02 DM belief. Seine Mutter erhielt von
der Landesversicherungsanstalt (LVA) eine Altersrente in HÃ¶he von 155,50 DM
(Stand Februar 1992). Die Rentenzahlungen der Eltern erfolgten auf das Girokonto
des KlÃ¤gers bei der Stadtsparkasse Z (Konto-Nr. ). Ã�ber dieses Konto hatten
sowohl die Ehefrau des KlÃ¤gers als auch seine Eltern Vollmacht. Der Vater des
KlÃ¤gers ist am 20.09.1996, seine Mutter am 03.06.1998 gestorben. Nachdem Tod
des Vaters des KlÃ¤gers erhÃ¶hten sich die Rentenzahlungen der LVA an die Mutter
des KlÃ¤gers aufgrund der Witwenrente auf 1.383,60 DM (Stand Juli 1996).

Vom 10.04.1990 bis 01.02.1992 bezog der KlÃ¤ger Eingliederungsleistungen fÃ¼r
Aussiedler und Ã�bersiedler in HÃ¶he von zuletzt 239,40 DM wÃ¶chentlich. Im
Anschluss hieran bewilligte ihm die Beklagte vom 03.02.1992 bis 02.02.1993 Alhi
nach einem gerundeten wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 520,00 DM in
HÃ¶he von 201,60 DM bzw. (ab dem 01.01.1993) 202,80 DM wÃ¶chentlich; vom
03.02.1993 bis 02.02.1994 nach einem gerundeten wÃ¶chentlichen
Bemessungsentgelt von 550,00 DM in HÃ¶he von 212,40 DM bzw. (ab 01.01.1994)
198,00 DM wÃ¶chentlich; vom 03.02.1994 bis 02.02.1995 nach einem gerundeten
wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 580,00 DM in HÃ¶he von 207,00 DM bzw.
(ab 01.01.1995) 203,40 DM; vom 03.02.1995 bis 02.02.1996 nach einem
gerundeten wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 600,00 DM in HÃ¶he von
208,80 DM bzw. (ab 01.01.1996) 217,20 DM; vom 03.02.1996 bis 02.02.1997 nach
einem gerundeten wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 610,00 DM in HÃ¶he
von zunÃ¤chst 219,60 DM. Ab dem 01.06.1996 rechnete die Beklagte einen Betrag
in HÃ¶he von 99,27 DM wÃ¶chentlich auf die Alhi des KlÃ¤gers an, so dass sich der
wÃ¶chentliche Auszahlungsbetrag fÃ¼r den Juni 1997 auf 120,30 DM belief.
Hintergrund war, dass die Ehefrau des KlÃ¤gers, die zuvor auch Alhi bezogen hatte,
ab diesem Zeitpunkt von der LVA Rheinland-Pfalz eine laufende Altersrente fÃ¼r
Frauen in HÃ¶he von monatlich 1.548,00 DM brutto (1.438,09 DM netto) bezog.
Aufgrund der Rentenanpassung zum 01.07.1996 erhÃ¶hte sich die Rente ab diesem
Zeitpunkt auf 1.562,73 DM brutto (1.444,75 DM netto). Des weiteren errechnete der
RentenversicherungstrÃ¤ger fÃ¼r die Zeit vom 01.10.1995 bis 31.05.1996 einen
Nachzahlungsbetrag von 11.504,72 DM, der in HÃ¶he von 7.141,02 DM am
12.06.1996 auf das Girokonto des KlÃ¤gers bei der Stadtsparkasse Z ausgezahlt
wurde. Auch die laufenden Rentenzahlungen fÃ¼r die Ehefrau wurden auf dieses
Konto Ã¼berwiesen.

Ab dem 01.07.1996 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger bis zum 02.02.1997 bei
unverÃ¤ndertem Anrechnungsbetrag und einem gerundeten wÃ¶chentlichen
Bemessungsentgelt von 590,00 DM Alhi in HÃ¶he von 114,90 DM bzw. (ab dem
01.01.1997) 111,90 DM wÃ¶chentlich. Vom 03.02.1997 bis 02.02.1998 bewilligte
die Beklagte dem KlÃ¤ger bei unverÃ¤ndertem Bemessungsentgelt und einem

                             2 / 11



 

Anrechnungsbetrag von 86,24 DM Alhi in HÃ¶he von 124,98 DM wÃ¶chentlich
(VerfÃ¼gung vom 06.03.1997). Der Anrechnungsbetrag war reduziert worden, da
die Ehefrau des KlÃ¤gers eine Kfz-Versicherung in HÃ¶he von 757,00 DM jÃ¤hrlich
als Aufwendungen geltend gemacht hatte. Leistungen wurden nur bis zum
31.12.1998 ausgezahlt.

In seinem Erstantrag auf Alhi hatte der KlÃ¤ger angegeben, dass VermÃ¶gen von
mehr als 8.000,00 DM nicht vorhanden sei. AuÃ�erdem hatte er das
Renteneinkommen seiner Eltern sowie das Einkommen seiner Tochter O(1.261,63
DM netto monatlich) angegeben. Auch in den FolgeantrÃ¤gen auf Alhi hatte der
KlÃ¤ger die Frage nach VermÃ¶gen stets verneint. Mit Schreiben vom 18.11.1997
bat die Beklagte den KlÃ¤ger zwecks Ã�berprÃ¼fung der Alhi, das Zusatzblatt
"BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung", insbesondere den Punkt "VermÃ¶gen" bis zum
10.12.1997 vollstÃ¤ndig auszufÃ¼llen. Dabei wies sie auch darauf hin, dass die Alhi
ganz entzogen werde, sofern dieses Schreiben nicht bis zum genannten Termin
beantwortet werde. Da keine Antwort des KlÃ¤gers einging, versagte die Beklagte
mit Bescheid vom 12.01.1998 dem KlÃ¤ger nach Â§Â§ 60, 66 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB I) ab 01.01.1998 die Zahlung von Alhi. Bereits am
06.01.1998 hatte der KlÃ¤ger die Fortzahlung der Alhi beantragt und dabei die das
VermÃ¶gen betreffenden Fragen, auch die Frage nach FreistellungsauftrÃ¤gen
verneint. Mit Schreiben vom 12.03.1998 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, dass
nach ihren Unterlagen ein Freistellungsauftrag auf den Namen des KlÃ¤gers erteilt
worden sei und bat ihn, sein VermÃ¶gen ab Erstellung des Freistellungsauftrages
darzulegen. Da der KlÃ¤ger auch auf dieses Schreiben nicht reagierte, versagte die
Beklagte mit Bescheid vom 19.05.1998 dem KlÃ¤ger wegen fehlender Mitwirkung
Alhi auch fÃ¼r die Zeit ab 03.02.1998. Am 03.08.1998 reichte der KlÃ¤ger darauf
hin das Zusatzblatt "BedÃ¼rftigkeitsprÃ¼fung" ausgefÃ¼llt ein. Nunmehr gab der
KlÃ¤ger an, Ã¼ber ein Sparkonto bei der Stadtsparkasse Z (Konto-Nr. ) mit einem
Sparguthaben in HÃ¶he von 40.753,96 DM (Stand 13.07.1998) zu verfÃ¼gen. Als
Verwendungszweck gab der KlÃ¤ger an, das Geld sei fÃ¼r das Grab seiner Eltern,
insbesondere fÃ¼r einen Grabstein bestimmt. Das Sparkonto wurde am 08.06.1990
auf den Namen des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau mit einem Guthaben von
20.000,00 DM erÃ¶ffnet. Am 03.02.1992 wies das Sparbuch (einschlieÃ�lich der
Zinsen fÃ¼r 1991 in HÃ¶he von 390,60 DM) ein Guthaben in HÃ¶he von 15.636,39
DM auf. Am 17.06.1996 belief sich das Guthaben aufgrund von Einzahlungen auf
27.890,03 DM und Ã¼berschritt damit erstmals die Grenze von 16.000,00 DM.

Mit Schreiben vom 10.08.1998 hÃ¶rte die Beklagte darauf hin den KlÃ¤ger zur
Aufhebung ihrer Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi fÃ¼r die Zeit vom
17.06.1996 bis 13.04.1997 an; in diesem Zeitraum habe der KlÃ¤ger 4.292,83 DM
zu Unrecht bezogen, weil er VermÃ¶genswerte nicht angegeben habe und aufgrund
dessen ein Ruhenszeitraum eingetreten sei. Mit Bescheid vom 12.08.1998 versagte
sie ihm im Ã�brigen die Zahlung von Alhi fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.1998 bis
02.08.1998, da er in diesem Zeitraum seinen Lebensunterhalt anderweitig als durch
den Bezug von Alhi habe bestreiten kÃ¶nnen. Mit weiterem Bescheid vom gleichen
Tag teilte sie dem KlÃ¤ger mit, dass er auch fÃ¼r den Zeitraum ab 03.08.1998
keinen Anspruch auf Alhi habe, da er und sein Ehegatte Ã¼ber ein zumutbar
verwertbares VermÃ¶gen in HÃ¶he von 41.310,75 DM verfÃ¼gten. Unter
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BerÃ¼cksichtigung der Freigrenze von 16.000,00 DM verblieben 25.310,75 DM. Bei
Teilung durch das wÃ¶chentliche Arbeitsentgelt, nach dem sich die HÃ¶he der Alhi
richte (580,00 DM), ergebe sich, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r einen Zeitraum von 43
Wochen nicht bedÃ¼rftig sei. Mit seinem Widerspruch vom 14.09.1998 gegen diese
beiden Bescheide machte der KlÃ¤ger geltend, dass das Sparbuch zwar auf ihn und
seine Ehefrau laute. Bei dem Geld handele es sich jedoch fast ausschlieÃ�lich um
Geld seiner mittlerweile verstorbenen Eltern, das nunmehr fÃ¼r die Errichtung des
Grabsteines und die Herrichtung des Grabes benÃ¶tigt werde. Er habe insofern im
Einvernehmen mit seiner Frau und seinen Eltern Geld von dem von allen vieren
gemeinschaftlich genutzten Girokonto oder von einem Festgeldkonto auf das
Sparbuch transferiert. Auf Nachfrage der Beklagten teilte der KlÃ¤ger ergÃ¤nzend
mit, dass neben dem Giro- und dem Sparkonto noch ein Termingeldkonto bei der
Stadtsparkasse Z (Konto-Nr. ) existiere. Dieses Konto wurde am 12.02.1992 mit
einem Einzahlungsbetrag von 20.000,00 DM erÃ¶ffnet. 10.000,00 DM hiervon
stammten aus dem Sparbuchguthaben des KlÃ¤gers; weitere 10.000,00 DM wurden
bar eingezahlt. Als Kontoinhaber waren der KlÃ¤ger und seine Ehefrau angegeben;
jedoch waren die Eltern des KlÃ¤gers ebenfalls zeichnungsberechtigt. Der
Kontostand erhÃ¶hte sich durch Zinszahlungen sowie durch weitere Abhebungen
vom Sparbuch um 5.000,00 DM bzw. 10.000,00 DM auf 25.362,50 DM (Stand
13.05.1992) bzw. 35.822,19 DM (Stand 12.08.1992). Der Kontostand des Girokontos
des KlÃ¤gers belief sich am 03.02.1992 auf 3.046,34 DM.

Nach AnhÃ¶rung des KlÃ¤gers hob die Beklagte darauf hin mit Bescheid vom
02.06.1999 ihre Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi bereits ab dem
03.02.1992 ganz auf und forderte Erstattung zu Unrecht gezahlter Leistungen in
HÃ¶he von 57.002,60 DM sowie der fÃ¼r den KlÃ¤ger entrichteten BeitrÃ¤ge zur
Kranken- bzw. Pflegeversicherung in HÃ¶he von 19.672,38 DM (zusammen
76.674,98 DM). Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass der KlÃ¤ger aufgrund des
im Nachhinein ermittelten, von ihm im Vorfeld nicht angezeigten VermÃ¶gens im
Zeitraum vom 03.02.1992 bis 21.02.1993 nicht bedÃ¼rftig gewesen sei. Auch nach
diesem Ruhenszeitraum bestehe kein Anspruch auf Alhi, weil der KlÃ¤ger nicht
innerhalb der Vorfrist Arbeitslosengeld bezogen habe. Auch gegen diesen Bescheid
wandte sich der KlÃ¤ger mit dem Widerspruch, der mit Widerspruchsbescheid vom
10.08.1999 als unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckgewiesen wurde, da der Bescheid vom
02.06.1999 nach Â§ 86 Sozialgerichtsgesetz (SGG) Gegenstand des anhÃ¤ngigen
Widerspruchsverfahrens geworden sei.

Mit Widerspruchsbescheid vom 18.10.1999 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers schlieÃ�lich als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Der KlÃ¤ger und seine Ehefrau
seien am 03.02.1992 im Besitz von verwertbarem VermÃ¶gen in HÃ¶he von
28.292,13 DM gewesen. Nach Abzug des Freibetrages von 16.000,00 DM ergebe
sich ein anzurechnendes VermÃ¶gen in HÃ¶he von 12.292,13 DM. Geteilt durch das
wÃ¶chentliche Arbeitsentgelt in HÃ¶he von 520,00 DM fÃ¼hre dies zu einer
NichtbedÃ¼rftigkeit von (gerundet) 23 Wochen. Nach Ablauf dieser 23 Wochen
(03.02.19992 bis 12.07.1992) hÃ¤tte der VermÃ¶gensstand des KlÃ¤gers und
seiner Ehefrau 37.419,93 DM betragen, was zu einem weiteren Zeitraum der
NichtbedÃ¼rftigkeit von 32 Wochen (die Zeit vom 13.07.1992 bis 21.02.1993)
gefÃ¼hrt habe. Da der Gesamtzeitraum der NichtbedÃ¼rftigkeit dadurch ein Jahr
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Ã¼berstiegen habe, habe aus diesem Grund nach dem 21.02.1993 kein
Leistungsanspruch bestanden, so dass eine weitere PrÃ¼fung der
VermÃ¶gensbestÃ¤nde entfiele.

Seit dem 01.10.1998 bezieht der KlÃ¤ger Altersrente von der LVA.

Auf die am 16.11.1999 erhobene Klage hat das Sozialgericht (SG) Speyer mit Urteil
vom 20.02.2001 den Bescheid der Beklagten vom 02.06.1999 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.10.1999 aufgehoben und die Beklagte unter
Aufhebung des Bescheides vom 12.08.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.10.1999 verurteilt, dem KlÃ¤ger Alhi fÃ¼r die Zeit
vom 01.01.1998 bis 02.02.1998 weiterzuzahlen. Im Ã�brigen hat es die Klage
abgewiesen. Der Bescheid vom 02.06.1998, mit dem die Beklagte ihre
Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi fÃ¼r die Zeit vom 03.02.1992 bis
02.02.1998 aufgehoben hat, sei rechtswidrig. Die Voraussetzungen fÃ¼r ein
Aufhebung der Alhi-Bewilligung in der Vergangenheit nach Â§ 45 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB X) lÃ¤gen nicht vor, weil dem KlÃ¤ger weder Vorsatz noch
grobe FahrlÃ¤ssigkeit hinsichtlich der unterlassenen Angaben Ã¼ber sein
VermÃ¶gen und das VermÃ¶gen seiner Ehefrau vorgeworfen werden kÃ¶nne. Grobe
FahrlÃ¤ssigkeit liege nur vor, wenn der BegÃ¼nstigte die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt habe. Der KlÃ¤ger berufe sich hier zu Recht
darauf, dass die Sparkonten auch von den Ersparnissen seiner Eltern gespeist
worden seien. Die Eltern hÃ¤tten RenteneinkÃ¼nfte von rund 1.500,00 DM im
Monat gehabt. Sie hÃ¤tten im Haushalt des KlÃ¤gers gelebt und seien von diesem
mitversorgt worden im Sinne einer GroÃ�familie. Nach allgemeiner Lebenserfahrung
kÃ¶nne davon ausgegangen werden, dass ihr Bedarf nicht allzu groÃ� war, so dass
nach Abzug der Lebenshaltungskosten doch ein gewisser Teil der Rente gespart
werden konnte. Der KlÃ¤ger und seine Familie stammten auch aus einem anderen
Rechtskreis, in dem das Leben in einer GroÃ�familie und das FÃ¼reinander-
Einstehen noch einen anderen Stellenwert habe. Es mÃ¼sse ihm zugute gehalten
werden, dass er nach Ã�bersiedelung in die Bundesrepublik noch nicht sofort mit
den hier Ã¼blichen Rechtsregeln vertraut sein konnte. Da das SparvermÃ¶gen der
Familie vom KlÃ¤ger fÃ¼r alle Familienmitglieder gesammelt und verwaltet wurde,
konnte sich bei ihm das Bewusstsein halten, dass das VermÃ¶gen nicht ihm,
sondern der Familie gehÃ¶rte. Das Verhalten des KlÃ¤gers sei sicherlich als
fahrlÃ¤ssig, nicht jedoch als grob fahrlÃ¤ssig einzustufen.

Ein Anspruch des KlÃ¤gers bestehe allerdings nicht fÃ¼r die Zeit ab dem
03.02.1998. Ab diesem Zeitpunkt habe ein neuer Bewilligungsabschnitte begonnen,
so dass die Voraussetzungen der Alhi erneut zu prÃ¼fen seien. Hier fehle es an der
BedÃ¼rftigkeit, weil der KlÃ¤ger sich das VermÃ¶gen jetzt in vollem Umfang
anrechnen lassen mÃ¼sse.

Gegen das ihr am 26.03.2001 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 20.04.2001
Berufung eingelegt.

Der KlÃ¤ger habe in seinem Antrag auf Alhi und den folgenden
FortzahlungsantrÃ¤gen immer angegeben, kein VermÃ¶gen zu besitzen. Er habe
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damit stets falsche Angaben gemacht. TatsÃ¤chlich existiere VermÃ¶gen auf drei
Sparkonten, die alle auf den Namen des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau laufen. Selbst
unter Beachtung des Verbots der DoppelberÃ¼cksichtigung von VermÃ¶gen sei der
KlÃ¤ger aufgrund des zu den Stichtagen jeweils vorhandenen VermÃ¶gens
zunÃ¤chst fÃ¼r 24 Wochen (vom 03.02.1992 bis 19.07.1992), dann fÃ¼r weitere
14 Wochen (vom 20.07.1992 bis 25.10.1992) bzw. 18 Wochen (vom 26.10.1992 bis
28.02.1993), insgesamt somit 56 Wochen nicht bedÃ¼rftig gewesen. Ab dem
01.03.1993 hÃ¤tten dann die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r den Bezug von Alhi
nicht mehr vorgelegen, weil innerhalb der Vorfrist kein Bezug von Arbeitslosengeld,
Alhi oder eine beitragspflichtige BeschÃ¤ftigung im vorgeschriebenen Umfang
nachgewiesen sei (Â§ 134 Abs. 1 Satz 4 Nr. 4 und Â§ 135 Abs. 1 Nr. 2 AFG). Der
KlÃ¤ger kÃ¶nne sich auch nicht auf Vertrauen berufen. Da die Konten alle auf
seinen Namen bzw. den Namen seiner Ehefrau liefen, hÃ¤tte er die Bankguthaben
schon aus diesem Grunde in seinen AntrÃ¤gen angeben mÃ¼ssen. Selbst wenn
man der Argumentation des Erstgerichts folge, der KlÃ¤ger stamme aus einem
anderen Rechtssystem und habe davon ausgehen dÃ¼rfen, es handele sich um
FamilienvermÃ¶gen, habe sich der KlÃ¤ger bewusst sein mÃ¼ssen, dass zumindest
ein Teil jenes VermÃ¶gens ihm und seiner Ehefrau gehÃ¶ren muss. DemgemÃ¤Ã�
sei er in jedem Falle zur Angabe â�� ggf. mit entsprechenden Hinweisen und
EinwÃ¤nden â�� verpflichtet gewesen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Speyer vom 20.02.2001 â�� S 1 AL 830/99 â��
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen, hilfsweise die Revision wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung der Rechtssache zuzulassen.

Er beruft sich zunÃ¤chst auf die AusfÃ¼hrungen im Urteil des SG. Zum Zeitpunkt
der Bewilligung der Alhi hÃ¤tten seine Eltern noch gelebt, so dass der Verbrauch
der ihm anvertrauten Gelder auf den Konten eine Veruntreuung und damit eine
Straftat dargestellt hÃ¤tte. Er sei nur im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zu den Banken, nicht
aber im InnenverhÃ¤ltnis zu seinen Eltern verfÃ¼gungsbefugt gewesen. Auch nach
dem Tod seines Vaters 1996 habe sich nichts geÃ¤ndert; insbesondere habe sein
Bruder kein Geld verlangt, da man davon ausgegangen sei, dass dieses nun der
Mutter zustehe. Im Ã�brigen sei ihm der Begriff "VermÃ¶gen" bei der ersten
Antragstellung nicht ganz klar gewesen. Seine Frau und er hÃ¤tten darunter vor
allem ein Haus oder etwas Ã¤hnliches verstanden. SchlieÃ�lich seien sie rÃ¼ber
gekommen und hÃ¤tten nichts gehabt, auÃ�er den Koffern. Von dem Geld, das sie
als EntschÃ¤digung erhalten haben, hÃ¤tten sie beim Umzug in die eigene
Wohnung im Herbst 1990 u.a. MÃ¶bel gekauft. Hierzu hatten sie "VermÃ¶gen"
gesagt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsaktesowie der den KlÃ¤ger betreffenden Leistungsakte der Beklagten
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(Stamm-Nr. ) Bezug genommen, der Gegenstand der Beratung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten, Ã¼ber die der Senat gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs.
2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden konnte,
nachdem die Beteiligten hiermit ihr EinverstÃ¤ndnis erklÃ¤rt hatten, ist
Ã¼berwiegend unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG der Klage stattgegeben und die
angefochtenen Bescheide aufgehoben. Der Bescheid der Beklagten vom 02.06.1999
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.10.1999 ist rechtswidrig und
verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Die Beklagte war nicht berechtigt, ihre
Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, da dem KlÃ¤ger keine grobe FahrlÃ¤ssigkeit nachgewiesen
werden kann. Zu Recht hat das SG auch den Bescheid vom 12.08.1998, mit dem die
Beklagte dem KlÃ¤ger die Zahlung von Alhi fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.1998 bis
02.08.1998 verweigert hat, fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.1998 bis 02.02.1998
aufgehoben.

Die Verurteilung der Beklagten, dem KlÃ¤ger fÃ¼r den Zeitraum vom 01.01.1998
bis 02.02.1998 Alhi zu gewÃ¤hren, ist dagegen zu Unrecht erfolgt. Die von dem
KlÃ¤ger insoweit erhobene Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 4 SGG) ist unzulÃ¤ssig.
Hinsichtlich des von der Bewilligungsentscheidung der Beklagten (VerfÃ¼gung vom
06.03.1997) geregelten Zeitraumes vom 01.01.1998 bis 02.02.1998 fehlt es an
einem RechtsschutzbedÃ¼rfnis. Denn insoweit hÃ¤tte die Aufhebung des
angefochtenen Bescheides ohne weiteres zur Folge, dass der Bewilligungsbescheid
in seiner ursprÃ¼nglichen Fassung wieder hergestellt wÃ¼rde und die Beklagte
hieraus zur Leistung verpflichtet wÃ¤re (vgl. BSGE 59, 227, 228 f. = SozR 4100 Â§
134 Nr. 29).

Die Beklagte durfte ihre Entscheidung Ã¼ber die Bewilligung von Alhi nicht
rÃ¼ckwirkend aufheben. Rechtsgrundlage ist Â§ 45 SGB X iVm. Â§ 152 Abs. 2
ArbeitsfÃ¶rderungsgesetz (AFG). Danach ist ein rechtswidriger begÃ¼nstigender
Verwaltungsakt, auch nachdem er unanfechtbar geworden ist, fÃ¼r die
Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen, wenn die in Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X
genannten RÃ¼cknahmevoraussetzungen vorliegen. Dies ist unter anderem der
Fall, wenn der Verwaltungsakt auf Angaben beruht, die der BegÃ¼nstigte
vorsÃ¤tzlich oder grob fahrlÃ¤ssig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollstÃ¤ndig gemacht hat (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 SGB X) oder er die
Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit
nicht kannte (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X). Vorliegend fehlt es bereits an der
groben FahrlÃ¤ssigkeit, so dass letztlich offen bleiben kann, inwiefern dem KlÃ¤ger
tatsÃ¤chlich zumutbar verwertbares VermÃ¶gen zur VerfÃ¼gung stand, das seine
BedÃ¼rftigkeit und damit einen Anspruch auf Alhi ausschloss (vgl. Â§ 134 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 iVm. Â§ 137 Abs. 2 AFG).

Grobe FahrlÃ¤ssigkeit ist dann anzunehmen, wenn der BegÃ¼nstigte die
erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat (vgl. Â§ 45 Abs. 2
Satz 3 Nr. 3 SGB X). Verlangt wird eine Sorgfaltspflichtverletzung in einem
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besonders hohem MaÃ�e, d.h. eine besonders grobe und auch subjektiv schlechthin
unentschuldbare Pflichtverletzung, die das gewÃ¶hnliche MaÃ� der FahrlÃ¤ssigkeit
erheblich Ã¼bersteigt. Subjektiv unentschuldbar ist ein Verhalten, wenn schon
einfachste, ganz nahe liegende Ã�berlegungen nicht angestellt werden, wenn also
nicht beachtet wird, was im gegebenen Fall jedem einleuchten musste (BSG SozR
3-1300 Â§ 45 Nr. 42). Dabei ist grundsÃ¤tzlich ein subjektiver SorgfaltsmaÃ�stab
anzulegen, d.h. es kommt wesentlich darauf an, ob der Arbeitslose unter
BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen Einsichts- und UrteilsfÃ¤higkeit hÃ¤tte
erkennen mÃ¼ssen, dass die betreffenden Angaben zu machen waren bzw. dass
der Bescheid rechtswidrig war (vgl. BSGE 35, 108, 112).

Vorliegend hat der KlÃ¤ger bei der ersten Antragstellung sowie bei den
FolgeantrÃ¤gen insoweit unvollstÃ¤ndige Angaben gemacht, als er die
Bankguthaben auf den Konten, die auf seinen Namen und den Namen seiner
Ehefrau liefen, nicht angegeben hat. Zwar stammte das Geld auch aus Zahlungen
seiner Eltern. GrundsÃ¤tzlich steht jedoch der Umstand, das VermÃ¶gen fÃ¼r einen
anderen auf dem eigenen Konto verwahrt wird, der Verwertbarkeit des VermÃ¶gens
nicht entgegen. Nur wenn ein Konto bei der Bank als Treuhandkonto
gekennzeichnet ist, ist im Rahmen der Verwertbarkeit der Herausgabeanspruch des
Treugebers nach Â§ 667 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) zu beachten. Ein
verdecktes Treuhandkonto dagegen ist wie ein reines Privatkonto des
Kontoinhabers zu behandeln. Der Kontoinhaber muss sich gegenÃ¼ber der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit an dem von ihm selbst gesetzten Rechtsschein der
VermÃ¶gensinhaberschaft festhalten lassen (vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Urteile
vom 20.03.2002 â�� L 1 AL 85/01 â�� NZS 2002, 495 und vom 16.01.2002 â�� L 12
AL 40/01 sowie Hessisches LSG, Urteil vom 09.05.2001 â�� L 6 AL 432/00). Bei
Anwendung eines subjektiven SorgfaltsmaÃ�stabes kann dem KlÃ¤ger jedoch zur
Ã�berzeugung des Senats keine grobe FahrlÃ¤ssigkeit vorgeworfen werden. FÃ¼r
diese EinschÃ¤tzung ist ausschlaggebend, dass das bei der ersten Antragstellung
und bei den spÃ¤teren FolgeantrÃ¤gen auf den Konten des KlÃ¤gers vorhandene
VermÃ¶gen nicht nur aus den EinkÃ¼nften der gesamten Familie des KlÃ¤gers â��
einschlieÃ�lich seiner Eltern â�� gespeist wurde, sondern von dem KlÃ¤ger und
seiner Familie als gemeinsames VermÃ¶gen empfunden und auch so behandelt
wurde.

Als der KlÃ¤ger 1990 mit seiner Familie in die Bundesrepublik Deutschland kam,
besaÃ� er keinerlei VermÃ¶gen. Auch die EntschÃ¤digungszahlungen nach Â§ 3 des
KgfEG von insgesamt 36.000,00 DM dienten zunÃ¤chst dem Aufbau eines
angemessenen Hausstandes. Nur ein Teil hiervon war Grundstock des im Anschluss
aufgebauten VermÃ¶gens. Im Wesentlichen wurde das vorhandene VermÃ¶gen aus
den laufenden EinkÃ¼nften der Familie (den Rentenzahlungen der Eltern sowie den
Leistungen des Arbeitsamtes an den KlÃ¤ger und seine Ehefrau, spÃ¤ter auch den
Rentenzahlungen der LVA an die Ehefrau) angespart. Dies erfolgte dergestalt, dass
sÃ¤mtliche Zahlungen â�� auch fÃ¼r die Eltern â�� auf das gemeinsame Girokonto
des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau eingingen. Waren gemeinsame Anschaffungen
erforderlich, wurde dies zu viert besprochen. Die EinkÃ¤ufe erfolgten dann von dem
gemeinsamen Geld. Auch persÃ¶nliche BedÃ¼rfnisse der Beteiligten wurden aus
diesem Geld befriedigt. Soweit nach Abzug der laufenden Lebenshaltungskosten
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fÃ¼r die gesamte Familie Geld Ã¼brig blieb, wurde dies nach gemeinsamer
Absprache auf ein Sparkonto des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau oder auch auf ein
Termingeldkonto der Ehegatten, Ã¼ber das auch die Eltern des KlÃ¤gers
verfÃ¼gungsbefugt waren, transferiert. Ã�ber die einzelnen ZuflÃ¼sse und
AbgÃ¤nge auf seinem Girokonto hat der KlÃ¤ger kein Buch gefÃ¼hrt. In welchem
Umfang das angesparte VermÃ¶gen daher auf die Rentenzahlungen seiner Eltern
oder die eigenen EinkÃ¼nfte oder die seiner Ehefrau zurÃ¼ckging, war fÃ¼r ihn
nicht ohne weiteres ersichtlich. Der Antrag auf Alhi fragt ausdrÃ¼cklich nur nach
VermÃ¶gen des Antragstellers und des Ehegatten, soweit es 8000,00 DM
Ã¼bersteigt. Auch geht aus dem Antrag hervor, dass das VermÃ¶gen der Eltern nur
bei minderjÃ¤hrigen unverheirateten Antragstellern zu berÃ¼cksichtigen ist, was
auf den KlÃ¤ger nicht zutraf. Da sich das BarvermÃ¶gen sowie die Guthaben auf
den Konten des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau zum Zeitpunkt der ersten
Antragstellung auf 28.682,73 DM belief (15.636,39 DM auf dem gemeinsamen
Sparbuch und 3.046,34 DM auf dem Girokonto des KlÃ¤gers sowie 10.000,00 DM
Bargeld, die dann am 12.02.1992 auf das gemeinsame Termingeldkonto der
Eheleute eingezahlt wurden), ist nicht auszuschlieÃ�en, dass der KlÃ¤ger
tatsÃ¤chlich davon ausging, dass sein Anteil bzw. der Anteil seiner Ehefrau an dem
gemeinsamen VermÃ¶gen die unschÃ¤dlichen 8000,00 DM (zusammen mithin
16.000,00 DM) nicht Ã¼berstieg und er dieses daher nicht anzugeben brauchte.
Dies vor allem vor dem Hintergrund, dass das Guthaben auf dem Girokonto zu
ungefÃ¤hr gleichen Teilen aus EinkÃ¼nften des KlÃ¤gers und seiner Ehefrau bzw.
aus den Rentenzahlungen der Eltern des KlÃ¤gers gespeist wurde und davon
auszugehen ist, dass die Eltern des KlÃ¤gers aufgrund ihres Alters geringere
Lebenshaltungskosten hatten. Dass der KlÃ¤ger und seine Ehefrau trotz der
Herkunft des Guthabens als Inhaber des gesamten VermÃ¶gens angesehen werden
kÃ¶nnten (vgl. hierzu oben), war fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht erkennbar. DiesbezÃ¼glich
hat er auch im gesamten Verfahren immer wieder betont, dass es sich vor allem um
das Geld seiner Eltern gehandelt habe.

Allerdings kann einem Arbeitslosen unter UmstÃ¤nden auch dann grobe
FahrlÃ¤ssigkeit entgegen gehalten werden, wenn er eine Vermischung seines
VermÃ¶gens mit dem VermÃ¶gen Dritter dergestalt vornimmt, dass er keine
Kenntnis seines wahren VermÃ¶gensstandes mehr hat. Dies muss vor allem dann
gelten, wenn dies planmÃ¤Ã�ig oder zumindest bewusst geschieht, um die
eigentlichen VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse zu verschleiern. Hiervon kann vorliegend
jedoch keine Rede sein. Vielmehr wurde das VermÃ¶gen auf den Konten des
KlÃ¤gers und seiner Ehefrau von allen vier Beteiligten tatsÃ¤chlich als
gemeinsames VermÃ¶gen angesehen und so auch verwaltet. So wurden
erforderliche Anschaffungen ebenso gemeinsam besprochen wie die Frage, ob Geld
von einem Konto auf ein anderes transferiert werden sollte. SchlieÃ�lich wurden die
Konten auch â�� wie der KlÃ¤ger im ErÃ¶rterungstermin erlÃ¤utert hat â�� auf
Empfehlung der Stadtsparkasse Z wegen des Alters der Eltern allein auf den Namen
des KlÃ¤gers bzw. seiner Ehefrau erÃ¶ffnet. In diesem Zusammenhang kann auch
der persÃ¶nliche Hintergrund des KlÃ¤gers nicht auÃ�er Betracht bleiben. Der
KlÃ¤ger ist Russlanddeutscher. Er wurde ebenso wie seine Eltern in der 1941
aufgelÃ¶sten Wolgadeutschen Republik geboren. Nach dem Ende des Zweiten
Weltkrieg sahen sich Russlanddeutsche in der Sowjetunion zum Teil schwersten
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Verfolgungen ausgesetzt. Der Zusammenhalt innerhalb der Familie war daher von
besonderer Bedeutung. Vor diesem Hintergrund ist verstÃ¤ndlich, weshalb eine
gemeinsame VermÃ¶gensverwaltung durch die zwei Generationen der Familie des
KlÃ¤gers erfolgte und diese von den Beteiligten offenbar auch als normal
empfunden wurde. Dem KlÃ¤ger ist angesichts der Tatsache, dass er nicht genau
beurteilen konnte, welcher Anteil an dem Geld tatsÃ¤chlich aus dem Einkommen
seiner Eltern stammte, sicherlich FahrlÃ¤ssigkeit vorzuwerfen. Dass er â�� unter
BerÃ¼cksichtigung seiner individuellen EinsichtsfÃ¤higkeit â�� das nicht beachtet
hÃ¤tte, was im gegebenen Fall jedem hÃ¤tte einleuchten mÃ¼ssen, und damit grob
fahrlÃ¤ssig gehandelt hÃ¤tte, ist jedoch zu verneinen.

Dabei ist auch beachtlich, dass dem KlÃ¤ger der Begriff des VermÃ¶gens unklar
war. Insoweit hat er im ErÃ¶rterungstermin glaubhaft dargelegt, dass er hierunter
vor allem VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde wie ein Haus oder MÃ¶bel verstanden habe.
Dem KlÃ¤ger muss zwar vorgehalten werden, dass im Erstantrag und in den
FolgeantrÃ¤gen bei der sich auf das VermÃ¶gen beziehenden Frage 8 der Begriff
"VermÃ¶gen" mit einer FuÃ�note versehen und hierzu ausgefÃ¼hrt ist: "Zum
VermÃ¶gen gehÃ¶ren z.B. Haus- und Grundbesitz, Eigentumswohnung, Bargeld,
Bank- oder Sparkassenguthaben, Wertpapiere, Darlehensforderungen, Hypotheken,
GegenstÃ¤nde von besonderem Wert." Ab dem Fortzahlungsantrag vom Januar
1994 wurden sogar ausdrÃ¼cklich Angaben zu den einzelnen VermÃ¶gensarten
verlangt; auch die konkrete Frage nach Bargeld bzw. Sparguthaben hatte der
KlÃ¤ger jeweils verneint. Hier kann jedoch nicht auÃ�er Betracht bleiben, dass der
KlÃ¤ger und seine Familie 1990 mit keinerlei VermÃ¶gen in die Bundesrepublik
eingereist waren und das vorhandene Bargeld bzw. die bestehenden Bankguthaben
allein aus den EntschÃ¤digungszahlungen sowie aus den laufenden EinkÃ¼nften
der gesamten Familie angespart wurden. Es ist daher nicht auszuschlieÃ�en, dass
der KlÃ¤ger den Begriff VermÃ¶gen â�� trotz der ErlÃ¤uterungen im Antrag â��
missverstand, da er sich nicht als "vermÃ¶gend" ansah. In der Gesamtschau kann
dem KlÃ¤ger daher ausgehend von seiner persÃ¶nlichen Einsichts- und
UrteilsfÃ¤higkeit nicht der Vorwurf grober FahrlÃ¤ssigkeit gemacht werden.

Dies gilt auch fÃ¼r spÃ¤tere ZeitrÃ¤ume. Bei den spÃ¤teren Antragstellungen war
das VermÃ¶gen zwar leicht angewachsen. So wurden z.B. am 17.06.1996 weitere
12.000,00 DM auf das Sparkonto transferiert, nachdem die Rentennachzahlung in
HÃ¶he von 7.141,02 DM fÃ¼r die Ehefrau des KlÃ¤gers auf dem Girokonto
eingegangen war. Letztlich waren die ZuwÃ¤chse jedoch nicht derart, dass sich
dem KlÃ¤ger mittlerweile hÃ¤tte aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dass er dieses
"gemeinsame" VermÃ¶gen bei der Antragstellung angeben mÃ¼sste und die
Grenze zur groben FahrlÃ¤ssigkeit damit Ã¼berschritten wÃ¤re. Auch im Zeitraum
nach dem Tod des Vaters am 20.09.1996 ist grobe FahrlÃ¤ssigkeit nicht
nachweisbar. Zwar ist der KlÃ¤ger entsprechend der gesetzlichen Erbfolge neben
seiner Mutter und seinem Bruder Erbe des VermÃ¶gens seines Vaters geworden.
Insofern sind der KlÃ¤ger und sein Bruder jedoch davon ausgegangen, dass das
Geld ihrer Mutter zustehe und haben auf eine Erbauseinandersetzung verzichtet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Da die Beklagte mit Bescheid vom
12.08.1998 die Zahlung der bewilligten Alhi verweigert hatte, ohne bereits zu
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diesem Zeitpunkt ihre Bewilligungsentscheidung aufgehoben zu haben, und so den
KlÃ¤ger veranlasst hat, einen Leistungsantrag bereits ab dem 01.01.1998 zustellen,
erscheint es angemessen, der Beklagten -trotz ihres teilweisen Obsiegens- die
gesamten auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers in der Berufungsinstanz
aufzuerlegen.

RevisionszulassungsgrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 oder 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 30.12.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            11 / 11

https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

